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  Bern, 24. April 2018 
 
 
 
Vernehmlassung:  
Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Perso-
nen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Sie haben uns eingeladen, zur oben genannten Vernehmlassung Stellung zu nehmen. Für diese 
Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 
 
 
Allgemeine Bemerkungen 
 
Die CVP ist erfreut, dass die Schweiz beim Bericht zur Phase zwei der Länderüberprüfung die 
Gesamtnote „weitgehend konform“ erreicht hat. Die Note bestätigt, dass die Anstrengungen der 
Schweiz im Bereich des Informationsaustausches Wirkung zeigen. Die CVP hat die Erreichung 
der Phase 2 immer unterstützt. Gleichzeitig hat sie auch immer wieder verschiedene vom Bun-
desrat voreilig beschlossene Massnahmen kritisiert. Die gilt ebenfalls für die vom Bundesrat in 
der vorliegenden Vernehmlassung vorgeschlagenen Massnahmen, welche für die CVP entschie-
den zu weit gehen. Denn trotz der Wichtigkeit dieser Peer Reviews und dem daraus folgenden 
internationalen Druck, dürfen die Anpassungen nicht auf dem Rücken der schweizerischen 
Rechtsstaatlichkeit geschehen. 
 
Abschaffung der Inhaberaktie 
 
Die CVP hat sich bereits in der Vergangenheit – zuletzt bei der Vernehmlassung zur Änderung 
des Steueramtshilfegesetzes von 2013 – gegen die Abschaffung der Inhaberaktie ausgespro-
chen. Auch zum jetzigen Zeitpunkt steht die CVP der Abschaffung der Inhaberaktien kritisch ge-
genüber. Im Rahmen der GAFI-Empfehlungen wurden die Inhaberaktien erst kürzlich umfassend 
angepasst. Diese Regelungen dürfen auch aus Gründen der Rechtssicherheit nicht so kurze Zeit 
später bereits wieder angepasst werden. Die damals geänderten Bestimmungen für Inhaberak-
tien haben Wirkung gezeigt. Aus Sicht der CVP ist es gegenwärtig nicht angebracht, dass Sys-
tem bereits wieder anzupassen und die Inhaberaktien abzuschaffen. 
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Einführung einer Bankkontopflicht 
 
Die CVP steht der Pflicht für Gesellschaften, ein Schweizer Bankkonto zu haben, kritisch gegen-
über. Ein solcher Zwang steht in direktem Konflikt mit der Wirtschaft- und Vertragsfreiheit. Eben-
falls darf eine solche „Kontopflicht“ nicht dazu führen, dass indirekt ein Recht auf Kontoeröffnung 
geschaffen wird. Dies würde die Banken vor grundlegende Zielkonflikte mit dem Geldwäscherei-
gesetz oder dem Risikomanagement stellen.  
 
Gestohlene Daten 
 
Bezüglich dem erneut zur Diskussion gestellten Umgang mit gestohlenen Daten beim Informati-
onsaustausch verweist die CVP auf ihre Stellungnahme vom 1. Dezember 2015. (siehe: 
https://www.cvp.ch/sites/default/files/151201_Vernehmlassung_Steueramtshilfegesetz_de_0.pdf) 
Bereits damals hat die CVP die Anpassungen in diesem Bereich abgelehnt. 
 
Weitere Anpassungen 
 
In Art. 18a StAHiG ist nicht ersichtlich, warum die beiden unklaren Begriffe „Sondervermögen 
oder andere Rechtseinheiten (Parteien)“ in die Aufzählung aufgenommen werden. Eine solche 
Anpassung dürfte zu einer erhöhten Rechtsunsicherheit für alle Beteiligten führen, sowohl für 
Unternehmen wie auch für die Behörden. 
 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüs-
sen. 
 
 
 
CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ  
 
 
 
Sig. Gerhard Pfister     Sig. Béatrice Wertli 
Präsident CVP Schweiz    Generalsekretärin CVP Schweiz 
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Eingaben im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens 
zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum – 
Informationsaustausch auf Ersuchen [12] 
 
 
 


2. Parteien [6] 


 CVP 


 FDP.Die Liberalen 


 GPS 


 GLP 


 SPS 


 SVP 


 


 


 


 


3. Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete [1] 


 Schweizerischer Städteverband 


 


 


 


 


4. Dachverbände der Wirtschaft [5] 


 economiesuisse 


 Schweizerischer Arbeitgeberverband SAV 


 Schweizerische Bankiervereinigung SBVg 


 Schweizerischer Gewerbeverband SGV 


 Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB 
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Stellungnahme zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


 


Im Januar 2018 haben Sie uns eingeladen, zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über 


die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der 


Schweiz Stellung zu nehmen. Diese Gelegenheit der Meinungsäusserung nehmen wir gerne wahr. 


economiesuisse nimmt gestützt auf den Input der betroffenen Mitglieder aus einer übergeordneten, ge-


samtwirtschaftlichen Sicht Stellung.  


 


Zusammenfassung 


Wir schliessen uns im Grundsatz der Einschätzung des Bundesrates an, dass es im Interesse der 


Schweiz ist, die Empfehlungen des Global Forums zu beachten. Bei der Umsetzung ins nationale 


Recht ist aber den Besonderheiten unseres Rechtssystems Rechnung zu tragen. Auch gilt es, gerade 


bei auf Grund externer Empfehlung vorzunehmenden Anpassungen, für den hiesigen Wirtschafts-


standort grundliegende Prinzipien wie Rechtssicherheit und Planungssicherheit zu respektieren.  


 


1. Die Abschaffung der Inhaberaktie ist eine einschneidende, weitgehende Massnahme, welche 


vor allem für die hiesigen KMU zu Kosten und Aufwendungen führen wird. Wenn sich ein sol-


cher Schritt für die Zielerreichung als zwingend notwendig herausstellen sollte, würde econo-


miesuisse ihn hinnehmen. Vorher ist aber zu prüfen, ob nicht weniger weit gehende Eingriffe 


als die Totalabschaffung der Inhaberaktie für nicht börsenkotierte Unternehmen in Frage kom-



mailto:vernehmlassungen@sif.admin.ch





Seite 2 


Stellungnahme zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum 


men. So erscheint die Einführung von Bussen als Ersatz der heutigen zivilrechtlichen Sanktio-


nen für die Verletzung der Meldepflichten der Erwerber von Inhaberaktien von nicht börsenko-


tierten Gesellschaften als ausreichend, um den Empfehlungen des Global Forum zu genügen. 


Eine Abschaffung sollte erst als „ultima ratio“ in Erwägung gezogen werden. Auf alle Fälle 


sind die im Entwurf vorgesehenen entsprechenden Übergangsbestimmungen zu kurz und die 


rechtlichen Folgen sind zu weitgehend.  


 


2. Die Pflicht von Gesellschaften zur Führung eines Kontos bei einer inländischen Bank ist abzu-


lehnen. Diese Bestimmung ist bereits heute nicht mehr als „technologieneutral“ zu klassifizie-


ren, was sich in Zukunft noch verschärfen wird.  


 


3. Den Finanzintermediären ist kein Einsichtsrecht in die von den Gesellschaften zu führenden 


Register der Aktionäre und wirtschaftlich berechtigten Personen einzuräumen. In der Praxis 


würde ein solches Recht schnell in eine entsprechende Pflicht umgedeutet und die Finanzin-


termediäre würden faktisch zu Aufsehern von Gesellschaften. 


 


4. Die aktuell gültigen Regeln zur Steueramtshilfe leisten einen wesentlichen und notwendigen 


Beitrag zur Rechtssicherheit. Die im Rahmen dieser Vernehmlassung vorgeschlagenen An-


passungen sind zu einseitig zu Lasten der Rechte der Betroffenen formuliert . Die Einschrän-


kung des verfassungsrechtlich gewährten Rechtes auf Akteneinsicht ist abzulehnen. 


 


 


 


1 Allgemeines 


Als Dachverband der Wirtschaft setzen wir uns für optimale Rahmenbedingungen für den hiesigen 


Standort ein. Dazu gehört, dass wir uns für ein level playing field in Bezug auf internationale Trends, 


welche auch von der Schweiz unterstützt werden, einsetzen. Diese Trends müssen entsprechend auch 


auf nationaler Ebene aufgegriffen werden. Im Bereich Steuerpolitik geht der internationale Trend ganz 


klar in Richtung Transparenz. Die Schweiz unterstützt dies und setzt aktuell beispielsweise den inter-


nationalen Informationsaustausch im Bereich der Firmenbesteuerung um. 


 


Wir begrüssen entsprechend die Stossrichtung der Vorlage, dass die Empfehlungen des Global Forum 


auch durch die Schweiz umgesetzt werden müssen, im Grundsatz. Wir lehnen aber mehrere Schluss-


folgerungen und damit Anpassungsvorschläge, welche der Bundesrat im Vorentwurf vorschlägt, ab und 


fordern, die Vorlage entsprechend zu überarbeiten.  


 


 


2  Zu einzelnen Punkten im Detail 


2.1 Zur Abschaffung der Inhaberaktie und zu den entsprechenden Übergangsbestimmungen 


Die Bestimmungen des Entwurfs schaffen die Inhaberaktien für Gesellschaften ohne börsenkotierte Ak-


tien ab und sehen entsprechende Übergangsbestimmungen vor. Dieser Eingriff soll auf Grund der ers-


ten Empfehlung des Global Forum betreffend die Transparenz juristischer Personen erfolgen: danach 


soll die Schweiz ein Meldesystem vorsehen, das die Identifikation von Inhaberaktionären in jedem Fall 


sicherstellt.  


 


Die Abschaffung der Inhaberaktien, inklusive der Übergangsbestimmungen, ist ein sehr weit gehender 


Eingriff ins Gesellschaftsrecht. economiesuisse steht der geplanten Abschaffung entsprechend skep-


tisch entgegen und würde sie nur hinnehmen, wenn keine andere Mittel in Frage kommen sollten.  
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Die Empfehlungen des Global Forum fokussieren denn nicht primär auf die Art des Wertpapieres, son-


dern auf die Problematik der Feststellung des wirtschaftlich Berechtigten im Falle der Handänderung. 


Hier sollten auch andere Lösungen in Erwägung gezogen werden, welche nicht gleich ein in der 


Schweiz historisch etabliertes Wertpapier abschaffen. Dabei könnte die Einführung von Bussen als Er-


satz der heutigen zivilrechtlichen Sanktionen für die Verletzung der Meldepflichten der Erwerber von 


Inhaberaktien von nicht börsenkotierten Gesellschaften geprüft werden. Diese erscheinen als ausrei-


chend, um den Empfehlungen des Global Forum zu genügen. Eine Abschaffung der Inhaberaktie darf 


nicht leichtfertig, sondern erst als „ultima ratio“ in Erwägung gezogen werden; vorher müssen zwingend 


mildere Umsetzungsformen der Empfehlungen des Global Forum vorgesehen werden. Keinesfalls von 


einer Aufhebung der Inhaberaktien betroffen werden dürfen schliesslich kotierte Unternehmen, dies 


insbesondere auch in Bezug auf ihre teilweise auf Basis von Inhaberaktien strukturierten Tochtergesell-


schaften.  


 


Schliesslich sind die im Entwurf vorgesehenen entsprechenden Übergangsbestimmungen zu kurz und 


die rechtlichen Folgen sind zu weitgehend. Die Umwandlung von Inhaberaktien in Namenaktien von 


Gesetzes wegen unmittelbar bei Inkrafttreten des Gesetzes stellt einen unnötigen und entsprechend 


unverhältnismässigen Eingriff in die Organisationsautonomie der Unternehmen dar. Zahlreiche Unter-


nehmen (insb. im KMU-Bereich) würden die automatische Umwandlung gar nicht bemerken. Dadurch 


würde eine Kluft zwischen den rechtlichen Fakten und der gelebten Realität geschaffen.  


 


Im Falle einer Ablösung der Inhaberaktie müsste den Aktiengesellschaften eine angemessene Über-


gangsfrist von 2 – 3 Jahren gewährt werden, damit diese ihre Organisation an die neuen Bestimmun-


gen anpassen können. Einige Unternehmen werden sich wohl dafür entscheiden, die Rechtsform zu 


wechseln. Bei Gesellschaften, welche nach Ablauf dieser Frist die erforderlichen Anpassungen nicht 


vorgenommen haben, könnte beispielsweise eine Registersperre als mildere Massnahme vorgesehen 


werden.   


2.2 Keine Kontoführungspflicht 


Die Verpflichtung von Unternehmen, für eine bestimmte Person ein Bankkonto führen zu müssen, wi-


derspricht vorab zahlreichen anderweitigen gesetzlichen Pflichten der Banken. Diese sind z.B. nach 


bankenaufsichtsrechtlichem Risikomanagement und nach den Regeln des GwG verpflichtet, in be-


stimmten Fällen eine Kundenbeziehung zu bestimmten Personen gar nicht zu eröffnen oder nachträg-


lich wieder aufzuheben. 


 


Aus einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung stellt eine „Kontopflicht“ aber ganz generell einen unver-


hältnismässigen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit der Unternehmen und in die privatrechtliche Vertrags-


freiheit dar. Die Einführung eines solchen „Pflichtkontos“ würde im Ergebnis dazu führen, dass ein Un-


ternehmen, welches keine Schweizer Bank findet, die bereit ist eine Kundenbeziehung einzugehen, 


aus dem Markt verdrängt würde. Noch problematischer wäre, wenn Banken die Eröffnung einer Kun-


denbeziehung mit Unternehmen nicht mehr verweigern könnten, also ein faktisches Recht auf Kontoer-


öffnung geschaffen würde.  


 


Jedes Unternehmen ist aber grundsätzlich frei, wie es seine finanziellen Angelegenheiten ordnen 


möchte, ob es allenfalls alle Kontobeziehungen im Ausland führen will oder eine der neuen Technolo-


gien (z.B. Blockchain) für seinen Zahlungsverkehr nutzen will. Insofern ist die genannte Verpflichtung, 


ein Konto bei einer Bank zu führen, auch nicht technologieneutral.  


  


Letztlich zielt die Bestimmung darauf ab, staatliche Überwachungsfunktionen entschädigungslos auf 


private Rechtssubjekte zu übertragen, was aus grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen ist.  
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2.3 Kein Einsichtsrecht der Finanzintermediäre 


Neu soll den Finanzintermediären ein Einsichtsrecht in die diversen Aktienbücher, Verzeichnisse und 


Anteilbücher gewährt werden. Mit dieser Massnahme soll für die Finanzintermediäre eine Kontrollmög-


lichkeit geschaffen werden, womit sie prüfen können, ob die entsprechenden Gesellschaften ihre Ver-


zeichnisse ordnungsgemäss führen. Zusammen mit der Kontoführungspflicht für Unternehmen soll da-


mit flächendeckend sichergestellt werden, dass letztere ihre Pflichten in Bezug auf die Führung ihrer 


Aktienbücher oder Verzeichnisse einhalten. Es besteht dabei die Gefahr, dass diese grundsätzliche 


Möglichkeit zur Einsichtnahme trotz Ausgestaltung als „Kann“-Vorschrift in der Praxis zu einer selb-


ständigen Handlungspflicht ausgeweitet wird. Damit wird für die Finanzintermediäre faktisch nicht nur 


ein Recht, sondern eine Pflicht eingeführt, die aber völlig jenseits der eigentlichen Aufgabe der Finanz-


intermediäre steht und eindeutig eine staatliche Aufgabe darstellen würde. Im Wesentlichen wird hier 


für eine staatliche Aufgabe zunächst eine gesellschaftsrechtliche Pflicht der Unternehmungen geschaf-


fen, welche sodann zwecks Kontrolle auf die Finanzintermediäre überwälzt wird.  


2.4 Keine Schwächung des Rechtsschutzes im Steueramtshilfegesetz (StAHiG)  


Die neu vorgeschlagenen Regeln zur Steueramtshilfe sind abzulehnen. Sie stellen einen bedeutenden 


Rückschritt in Bezug auf die Rechte der Betroffenen dar. Insbesondere die Tatsache, dass der anfra-


gende Staat die Einsicht in sein Amtshilfeersuchen verweigern könnte, stellt eine einschneidende 


Schwächung des Rechtsschutzes der Betroffenen dar - das verfassungsmässige Recht auf Aktenein-


sicht wird damit unzulässig eingeschränkt. Die betroffene Person ist die einzige Partei, welche die Leis-


tung von Amtshilfe im Lichte des jeweils anwendbaren DBA genau beurteilen und einer richterlichen 


Prüfung zuführen kann. Zum Zwecke der umfassenden Überprüfung muss die betroffene Person zwin-


gend in das Ersuchen Einblick nehmen können.  


2.5 Überschiessende Strafbestimmungen (StGB)  


Strafrecht muss immer ultimo ratio bleiben und es sind, insbesondere an die Verhältnismässigkeit, be-


sonders hohe Anforderungen zu stellen. Die neuen Strafnormen sind deshalb sorgfältig daraufhin zu 


prüfen, ob sie erforderlich und angemessen sind. So ist es insbesondere überschiessend, das Ver-


säumnis, Änderungen an der Adresse des wirtschaftlich Berechtigten zu melden (Art. 327 Bst. b StGB), 


unter Strafe zu stellen. Diese Bestimmung ist nicht zuletzt mit Blick auf eine unbeabsichtigte Strafbar-


keit von Organen der KMU zu streichen. 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur 


Verfügung. 


 


Freundliche Grüsse 
 


economiesuisse 
 


  


Thomas Pletscher 


Mitglied der Geschäftsleitung 


Erich Herzog 


Stv. Leiter Wettbewerb & Regulatorisches 


 








 
FDP.Die Liberalen 


Generalsekretariat 


Neuengasse 20 


Postfach  


CH-3001 Bern 


+41 (0)31 320 35 35 


www.fdp.ch 


info@fdp.ch 


/fdp.dieliberalen 


@FDP_Liberalen 


 


 


 


 


Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF 
Bundesgasse 3 
3011 Bern  
 


 Bern, 17. April 2018 / AN 


VL Empfehlungen Global Forum 


Elektronischer Versand: vernehmlassungen@sif.admin.ch  
 


 


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und 


den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz 


Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 


 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 


Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung der oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 


Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.  


FDP.Die Liberalen stimmt grundsätzlich zu, dass aufgrund der Empfehlungen des Global Forum in der 
Phase 2 Massnahmen ergriffen werden, damit die Schweiz auch bei der nächsten Länderprüfung mit einer 
genügenden Benotung abschliesst. Eine genügende Benotung verhindert Sanktionen, welche der Schwei-
zer Wirtschaft schaden könnten. Einem Swiss Finish, wie die Vorlage des Bundesrates dies in mehreren 
Punkten vorschlägt, stimmen wir jedoch nicht zu. Überschiessend Massnahmen zu ergreifen, welche nicht 
vom Global Forum gefordert werden, liegt nicht im Interesse der Schweizer Wirtschaft.  


Grundsätzlich muss betont werden, dass die Schweiz bei der letzten Länderprüfung der Phase 2 die Ge-
samtnote „weitgehend konform“ erhalten hat. Die Schweiz muss in der nächsten Länderprüfung nun nicht 
zur Musterschülerin mutieren, sondern diese Note halten. In den Unterkategorien hat die Schweiz nur zwei 
Mal die ungenügende Note „teilweise konform“ erhalten. Zwei weitere Kategorien wurden zwar mit Emp-
fehlungen versehen, haben aber mit der Benotung „weitgehend konform“ abgeschlossen. Somit muss sich 
der Handlungsbedarf insbesondere auf die Punkte konzentrieren, welche gemäss Länderprüfung in der 
Phase 2 nur teilweise konform waren.  


Im Folgenden legen wir darüber hinaus unsere wichtigsten Kritikpunkte dar:  


So handelt es sich bei der Abschaffung der Inhaberaktien für nicht börsenkotierte Unternehmen um eine 
Massnahme, welche nicht vom Global Forum verlangt wird. Erst 2015 hat die Schweiz ein Meldesystem 
eingeführt, welches für die betroffenen Firmen mit Aufwand verbunden war. Dies nun nur drei Jahre da-
nach ohne Not durch die Abschaffung der Inhaberaktien hinfällig werden zu lassen stellt die Unternehmen 
vor erneuten Umstellungsaufwand. Inhaberaktien sind trotz abnehmender Bedeutung immer noch zahl-
reich im Umlauf. So haben rund 60‘000 oder 30% aller bestehenden Aktiengesellschaften Inhaberaktien 
emittiert. Die vorgesehene irreversible Enteignung kontrastiert zudem in unverhältnismässiger Weise mit 
der verfassungsmässigen Eigentumsgarantie. Die FDP stellt sich daher gegen diese vorgeschlagene 
Massnahme.  


Die FDP stellt sich zudem auch klar gegen die vorgeschlagene Pflicht für Gesellschaften, über ein Konto 
bei einer schweizerischen Bank zu verfügen. Dies widerspricht der Wirtschaftsfreiheit. Zudem kann im 
Zuge der Digitalisierung nicht ausgeschlossen werden, dass traditionelle Bankkonten für einen Teil der Fir-
men generell an Bedeutung verlieren werden.  


Es handelt sich des Weiteren bei der Ausweitung des Rechts zur Einsicht in die gesellschaftlich zu führen-
den Verzeichnisse um eine Massnahme, welche vorliegend nicht von der FDP unterstützt werden kann. Es 
wird nicht klar, mit welchen faktischen Pflichten für die Finanzintermediäre und mit welchem Aufwand für 
die Unternehmen gerechnet werden muss.  
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Ebenso wenig darf die ohnehin durch verschiedene Bestimmungen bereits geschwächte Rechtsposition 
einer Person in einem Amtshilfeverfahren nicht noch zusätzlich verschlechtert werden, indem ihr die für 
ihren Rechtsschutz wichtigen Angaben aus der Korrespondenz mit einer ausländischen Behörde vorent-
halten werden, oder ihr zumindest der Zugang in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht erschwert wird.  


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Argumente. 


 
Freundliche Grüsse 
 


FDP.Die Liberalen 


Die Präsidentin    Der Generalsekretär 


 


 


 
Petra Gössi  Samuel Lanz 
Nationalrätin 


 
 








 


 
 
 


T  +41 31 326 66 04 
E  urs.scheuss@gruene.ch 
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Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristi-
scher Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der 
Schweiz; Vernehmlassung 


 


Sehr geehrte Damen und Herren  


Im Rahmen der Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum haben Sie die Grünen Schweiz zur 
Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur Vorlage äussern zu können. 


 


Zusammenfassung 


Die Grünen unterstützen die Vorlage. Sie ist ein Schritt für mehr globale Steuergerechtigkeit. Allerdings 
kommt sie so daher, also ob der Bundesrat ohne grosse Lust eine „Strafaufgabe“ macht, damit die 
Schweiz die Vorgaben des Global Forum gerade noch genügend erfüllt. Die Schweiz trägt mit ihrer 
Politik massgeblich zum weltweiten ruinösen Steuerwettbewerb bei. Es ist bedauerlich, dass sie immer 
erst auf Druck des Auslands reagiert. 


Aus Sicht der Grünen geht die Vorlage in die richtige Richtung und schafft mehr Transparenz durch die 
Abschaffung der anonymen Inhaberaktien. Die Massnahmen müssten aber noch viel griffiger sein. Eine 
Selbstkontrolle der Finanzinstitute und Intermediäre reicht nicht. Die Grünen fordern zudem ein öffentli-
ches Register für wirtschaftlich Berechtigte. 


 


Einleitung 


Die Grünen begrüssen die Stossrichtung zur „Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die 
Präsenz von juristischen Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der 
Schweiz“. Würde die Schweiz diese Empfehlungen nicht umsetzen, wäre ihr in Phase 3 des Länderexa-
mens eine ungenügende Note auf sicher. 


Unlautere Finanzflüsse haben weltweit verheerende wirtschaftliche, soziale und politische Folgen. Der 
Finanzplatz Schweiz spielt im globalen Offshoresystem, von dem unlautere Finanzflüsse stark profitie-
ren, immer noch eine sehr prominente Rolle. Die Schweiz trägt daher eine besondere Verantwortung. 
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Die vorgeschlagenen Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum sind aus der Sicht der Grünen 
jedoch eine weitere verpasste Chance, dieser Verantwortung gerecht zu werden und in diesem Bereich 
endlich griffige Regulierungen einzuführen. Die vorgesehenen Transparenzbestimmungen, Aufsichts-
pflichten und Sanktionsmechanismen für Unternehmen gehen viel zu wenig weit. 


Die Grünen bezweifeln auch die Nachhaltigkeit der Umsetzungsvorschläge, dienen sie doch in einzel-
nen Punkten vor allem dazu, eine knapp genügende Note in der nächsten Phase des Länderexamens 
zu erreichen. Sie bringen kaum substantielle Verbesserungen im Schweizer Abwehrdispositiv von Gel-
dern aus Geldwäscherei, Korruption und internationaler Steuervermeidung. 


Zu den einzelnen Umsetzungsvorschlägen nehmen die Grünen wie folgt Stellung: 


 


Empfehlungen betreffend Transparenz und Aufsicht 


Empfehlung 1: „Die Schweiz hat ein Meldesystem vorzusehen, das die Identifikation von 
Inhaberaktionären in jedem Fall sicherstellt.“ 


Zur Umsetzung dieser Empfehlung sieht die Vorlage die Abschaffung der Inhaberaktien und ihre Um-
wandlung in Namensaktien vor. Die Grünen begrüssen diese Massnahme. Damit wird ein Wertpapier 
abgeschafft, das bisher auf Grund der Anonymität, die es für die wirtschaftlich Berechtigten bietet, zu 
mannigfaltigen Missbräuchen im Bereich der Geldwäscherei und der Steuerhinterziehung, der Terrorfi-
nanzierung und der unlauteren Bereicherung von politisch exponierten Personen (PEP) beiträgt. 


Substantiell erhöht sich damit aber die Transparenz im Bereich der wirtschaftlich Berechtigten von in 
der Schweiz tätigen Firmen nicht. Das zeigt auch der erläuternde Bericht: Die Rechte und Pflichten der 
wirtschaftlich Berechtigten von Inhaber- und Namensaktien unterscheiden sich durch die seit 2015 und 
der Umsetzung der entsprechenden Empfehlungen der „Financial Action Task Force“ (FATF) geltenden 
Bestimmungen kaum mehr. Der Mangel an Transparenz bei den wirtschaftlich Berechtigten ist nicht nur 
eine Folge der Existenz von Inhaberaktien. Ihre Abschaffung alleine löst folglich auch die bestehenden 
Probleme nicht. Es braucht weitergehende Massnahmen wie zum Beispiel ein öffentliches Zentralregis-
ter für wirtschaftlich Berechtigte (she. unten). 


Empfehlung 2: „Die Schweiz hat eine wirksame Aufsicht über Aktiengesellschaften und 
Kommanditaktiengesellschaften sicherzustellen.“ 


Ein Gesetz ist nur so wirksam, wie die Aufsicht, die dessen Vollzug überwacht. Die Grünen begrüssen 
daher einerseits die vorgeschlagenen Sanktionsmechanismen bei Verletzungen von gesellschaftsrecht-
lichen Pflichten zur Meldung von wirtschaftlich berechtigten Personen (Stufe Gesellschafter) und der 
Führung von entsprechenden Verzeichnissen (Stufe Gesellschaft).  


Bedingung für die Möglichkeit der Sanktionierung von Verletzungen der gesellschaftsrechtlichen Pflich-
ten ist aber eine griffige und mit entsprechenden Kompetenzen ausgestatte unabhängige Aufsicht. Die 
vorgeschlagenen Aufsichtsmechanismen sind allerdings völlig unzureichend. Die Aufdeckung zahlrei-
cher Fälle von unlauteren Finanzflüssen in den Panama Papers tangierten Schweizer Finanzintermedi-
äre direkt. Und sie zeigten, dass die Selbstaufsicht in diesem Bereich versagt hatte und die behördliche 
Aufsicht entsprechender Akteure in der Schweiz völlig ungenügend ist. Zurecht steht die Schweiz in 
diesem Punkt auch seit längerem unter dem Druck des Global Forum und der FATF. 


Die Vorlage sieht aber nun lediglich eine indirekte Kontrolle der Finanzintermediäre durch die Schweizer 
Banken vor. Gesellschaften sollen von ihren Finanzintermediären, mit denen sie in ein vertragliches 
Verhältnis treten, verpflichtet werden, über ein Konto bei einer in der Schweiz niedergelassenen Bank 
zu verfügen. Damit wird die Verantwortung an die Compliance-Abteilungen der Banken (also einer drit-
ten Privatpartei) abgeschoben. Dabei geht es prinzipiell um eine staatliche Kernaufgabe, nämlich die 
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Überprüfung der Einhaltung von gesetzlichen Bestimmungen. 


Zwar hätte die vorgeschlagene Kontopflicht den begrüssenswerten Effekt, dass die entsprechenden 
Kontodaten der Vertragspartner von Finanzintermediären in den Geltungsbereich des automatischen 
Informationsaustausches über Finanzkonten (AIA) fallen. Angesichts der Tatsache, dass die Schweiz 
den AIA aber mindestens mittelfristig mit den allermeisten Entwicklungsländern nicht einführen wird, ist 
dieses Transparenz- und Überwachungsverfahren völlig ungenügend. 


Zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisationen aus dem In- und Ausland, die sich im Bereich der Be-
kämpfung von Geldwäscherei, Korruption und Steuerflucht engagieren, fordern deshalb schon lange 
die Schaffung elektronischer Zentralregister für wirtschaftlich Berechtigte. Nur sie würden eine griffige 
und unabhängige Aufsicht ermöglichen und entsprechen mittlerweile folgerichtig auch den internationa-
len Standards. Die EU zum Beispiel verlangt seit längerem von ihren Mitgliedstaaten die Führung sol-
cher Register. 


Grundsätzlich müssten solche Register auch veröffentlicht werden. Dies würde zivilgesellschaftlichen 
Akteuren in südlichen Herkunftsländern von Offshoregeldern, die bisher nicht in den Genuss einer insti-
tutionalisierten Amtshilfe in Steuersachen oder des AIA kommen, ermöglichen, von ihren Regierungen 
und den betroffenen wirtschaftlichen Berechtigten Rechenschaft über ihre Geschäftspraktiken zu ver-
langen, ohne auf entsprechende Auskünfte der Behörden vor Ort angewiesen zu sein. Die EU-Instituti-
onen gehen hier voran und haben im Rahmen ihrer kürzlich verabschiedeten Revision der 4. Geldwä-
schereirichtlinie die Einführung öffentlicher Register für wirtschaftlich Berechtigte auf nationalstaatlicher 
Ebene verabschiedet. Die reformierte Richtlinie wird Ende 2019 in Kraft treten. Sie wird entsprechend 
auch den Druck auf die Schweiz erhöhen, hier in eine ähnliche Richtung wie die EU-Länder zu gehen. 


Empfehlung 3: „Die Schweiz hat sicherzustellen, dass Eigentums und Identitätsinformationen 
von ausländischen Gesellschaften mit tatsächlicher Verwaltung und Niederlassung in der 
Schweiz erhältlich sind.“ 


Die Grünen begrüssen die vorgeschlagene Massnahme, fordern aber die Ausweitung der Informations-
pflicht auf alle ausländischen Gesellschaften, die in der Schweiz eine Betriebstätte haben. Bleibt die 
Informationspflicht auf Gesellschaften mit Zweigniederlassungen in der Schweiz beschränkt, bieten sich 
auf dem Niveau der reinen Betriebsstätten zahlreiche neue Schlupflöcher für unlautere Finanzflüsse. 
Nur eine generelle Auskunftsplicht für ausländische Gesellschaften würde ausserdem die Empfehlun-
gen des Global Forum vollständig erfüllen. 


 


Empfehlung betreffend Informationsaustausch 


„Die Schweiz hat sicherzustellen, dass die Vorgaben des internationalen Standards zur 
Vertraulichkeit eingehalten werden.“ 


Die Grünen sind sich bewusst, dass sich die Schweiz an ihre geltenden Gesetze bezüglich Auskunfts-
pflichten bei Amtshilfeersuchen gegenüber beschwerdeberechtigten Personen halten muss. Sie erge-
ben sich aus dem Aktieneinsichtsrecht. Die Grünen stellen aber auch fest, dass viele Partnerstaaten 
der Schweiz diesbezüglich viel restriktiver agieren, als es die Schweiz tut. Gleichzeitig besteht grund-
sätzlich die Gefahr, dass auskunfts- und beschwerdeberechtigte Personen ihre entsprechenden Rechte 
missbrauchen, um durch langwierige Gerichtsprozesse den Informationsaustausch im Rahmen der 
Amtshilfe unsachgemäss hinauszuzögern oder gänzlich zu verhindern. 


Die Grünen erwarten deshalb vom Bundesrat, dass er im Rahmen seiner Möglichkeiten bei der rechtli-
chen Umsetzung dieser Empfehlung sicherstellt, dass das Risiko für solche Umgehungen des Informa-
tionsaustausches über die Gerichte so klein wie möglich ausfällt. Gleichzeitig ist uns natürlich bewusst, 
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dass der Vollzug entsprechender Massnahmen letztendlich in der Verantwortung der zuständigen ge-
richtlichen Instanzen liegt. 


 


Empfehlung betreffend gestohlene Daten 


„Die Schweiz hat ihr Recht und ihre Praxis dahingehend anzupassen, dass sie ihren 
Verpflichtungen nach dem Standard für den Informationsaustausch nachkommen kann.“ 


Die Grünen stellen fest, dass dieser Punkt nicht Teil der vorliegenden Vernehmlassung, wohl aber der 
kommenden Botschaft des Bundesrates ist. Die Grünen betonen hier erneut, dass der Widerstand der 
Schweiz im Bereich der Amtshilfe bei Gesuchen auf der Basis „gestohlener“ Daten endlich aufzugeben 
ist und den entsprechenden internationalen Standards und Erwartungen zahlreicher Partnerstaaten voll-
umfänglich nachzukommen ist. 


 


Wir danke Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und bitte Sie die, die Vorlage entsprechend 
anzupassen. Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 


Freundliche Grüsse 


   
Regula Rytz       Urs Scheuss 
Präsidentin       stv. Generalsekretär 
 
 


Grüne / Les Verts / I Verdi 
Waisenhausplatz 21 | 3011 Bern 
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Grünliberale Partei Schweiz 
Monbijoustrasse 30, 3011 Bern 
 
 
 
Eidgenössisches Finanzdepartement 
Staatssekretariat für internationale Finanzfragen   
3003 Bern 
 
Per E-Mail an: vernehmlassungen@sif.admin.ch  
 
20. April 2018 
Ihr Kontakt: Ahmet Kut, Geschäftsführer der Bundeshausfraktion, Tel. +41 31 311 33 03, E-Mail: schweiz@grunliberale.ch  
 
 
 
Stellungnahme der Grünliberalen zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die 
Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der 
Schweiz 
  
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Vorlage und den Erläuternden Bericht zur Umsetzung der Empfehlungen des Global 
Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der 
Schweiz und nehmen dazu wie folgt Stellung: 
 
Allgemeine Beurteilung der Vorlage 
Die Grünliberalen setzen sich für einen international erfolgreichen Finanzplatz Schweiz ein. Politische Stabilität, 
eine gute Infrastruktur und ein hohes Bildungsniveau sind die Eckpfeiler dafür. Der Finanzplatz Schweiz soll 
ausschliesslich mit versteuerten Geldern operieren. Damit für die Schweiz keine Marktnachteile entstehen, set-
zen sich die Grünliberalen für effiziente internationale Regulierungsstandards ein. 
 
Vorliegend geht es um die Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum on Transparency and Exchange for 
Tax Purposes (im Folgenden „Global Forum“). Das Global Forum überprüft die Einhaltung der internationalen 
Amtshilfe-Standards in Steuersachen anhand von Länderüberprüfungen, die in zwei Phasen erfolgen. Die 
Schweiz erhielt 2016 im Bericht zur Phase 2 in zwei der zehn geprüften Beurteilungskriterien die ungenügende 
Note „teilweise konform“. Der Bericht des Global Forum enthält daher Empfehlungen, deren Umsetzung für die 
nächste Überprüfung der Schweiz (ab zweite Hälfte 2018) relevant sein wird. 
 
Die Grünliberalen begrüssen, dass die Empfehlungen des Global Forums umgesetzt werden. Für das Ansehen 
und die Glaubwürdigkeit des Finanzplatzes Schweiz ist es unabdingbar, dass die international anerkannten Stan-
dards eingehalten werden. Das Ziel muss sein, dass die Schweiz bei der nächsten Länderüberprüfung eine ge-
nügende Gesamtnote erhält. Sanktionen durch die OECD, G20, EU oder andere internationale Akteure sind zu 
verhindern. Bei der Umsetzung ist aber darauf zu achten, dass sich diese auf das Notwendige beschränkt, damit 
die Regulierungsdichte nicht ohne Not erhöht wird. Es ist jeweils das mildeste Mittel zu wählen, das zur Einhaltung 
der Empfehlungen führt. Die Unternehmen, insbesondere die KMU, dürfen nicht unnötig belastet werden. 
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Die Grünliberalen stehen für einen international erfolgreichen Finanzplatz Schweiz ein, der sich an die internati-
onal anerkannten Standards hält. Die Grünliberalen begrüssen daher, dass die Empfehlungen des Global Forums 
umgesetzt werden. Das Ziel muss sein, dass die Schweiz bei der nächsten Länderüberprüfung eine genügende 
Gesamtnote erhält. Damit die Regulierungsdichte nicht unnötig erhöht wird, ist jeweils das aus Sicht der Unter-
nehmen – insbesondere der KMU – mildeste Mittel zu wählen, das zur Erreichung dieses Zieles führt. 
 
 
Abschaffung der Inhaberaktien bei nicht börsenkotierten Gesellschaften 
Gemäss dem Erläuternden Bericht wird das Thema Inhaberaktien im Rahmen der Länderüberprüfungen des 
Global Forums stark gewichtet. Zwar werde nicht explizit deren Abschaffung verlangt, doch gingen die internati-
onalen Entwicklungen in diese Richtung (Erläuternder Bericht, Ziff. 2.2.1.1). Der Bundesrat schlägt daher vor, 
Inhaberaktien für nicht börsenkotierte Gesellschaften abzuschaffen und in Namenaktien umzuwandeln. Dadurch 
werde gegenüber dem Global Forum ein „starkes Signal“ gesetzt (Erläuternder Bericht, Ziff. 2.2.1.2). 
 
Die Grünliberalen sind mit der Abschaffung von Inhaberaktien bei nicht börsenkotierten Gesellschaften nur unter 
der Voraussetzung einverstanden, dass anderenfalls ernsthaft zu befürchten ist, dass die Schweiz bei der nächs-
ten Länderüberprüfung eine ungenügende Gesamtnote erhält. Gegen die Abschaffung spricht, dass Inhaberak-
tien bei kleinen Familien-AGs nach wie vor verbreitet sind und dass das Risiko der Geldwäscherei in diesem 
Bereich bisher nicht nachgewiesen werden konnte. Auch kommt es einer Zwängerei gleich, wenn der Bundesrat 
erneut die Abschaffung beantragt, nachdem das Parlament dies erst vor dreieinhalb Jahren zuletzt abgelehnt 
hat. Andererseits lässt sich zugunsten der Abschaffung argumentieren, dass für Inhaberaktionäre schon heute 
weitgehend die gleichen Rechte und Pflichten gelten wie für Namenaktionäre. Die Vorgaben zur Identifikation 
von Inhaberaktionären sind sogar strenger als jene für Namenaktionäre. Weiter ist zu berücksichtigen, dass der 
Anteil der Aktiengesellschaften mit Inhaberaktien laufend sinkt und dass börsenkotierte Gesellschaften ihre In-
haberaktien gemäss Vorlage behalten können, da sie bereits börsenrechtlichen Meldepflichten unterstehen. Zu-
dem haben andere wichtige Finanzplätze wie Singapur, Hong Kong, UK und die USA Inhaberaktien ebenfalls 
abgeschafft. 
 
Das Vorgehen, das der Bundesrat zur Abschaffung der Inhaberaktien vorschlägt, ist radikal: Die bestehenden 
Inhaberaktien werden mit Inkrafttreten des neuen Rechts automatisch in Namenaktien umgewandelt. Inhaberak-
tionäre, die sich gegenüber der Gesellschaft noch nicht identifiziert haben, müssen das innerhalb von 18 Monaten 
nachholen. Anderenfalls verlieren sie mit Ablauf der Frist ihre Rechte an den Aktien endgültig – sie werden mit 
anderen Worten enteignet. 
 
Die Grünliberalen sind nicht davon überzeugt, dass dies das mildeste Vorgehen ist, um die Empfehlungen des 
Global Forums umzusetzen, und lehnen ein derart radikales Vorgehen ab. Es hätte zwar den Vorteil, dass das 
Problem der Identifikation der Inhaberaktionäre vollständig gelöst bzw. hinfällig würde. Die Massnahme ist jedoch 
mit Blick auf den verfolgten Zweck unverhältnismässig. Im Erläuternden Bericht wird rechtsvergleichend darauf 
hingewiesen, dass Singapur und die USA nur die Ausgabe von neuen Inhaberaktien untersagt haben. Beste-
hende Inhaberaktien müssten hingegen nicht umgewandelt werden, würden aber bestimmten Restriktionen be-
züglich der Ausübung von Mitgliedschafts- und Vermögensrechten unterstehen (Erläuternder Bericht, Ziff. 3.1). 
Ein solches Vorgehen genügt auch in der Schweiz. 
 
Die Grünliberalen haben Bedenken gegenüber der Abschaffung von Inhaberaktien bei nicht börsenkotierten Ge-
sellschaften und akzeptieren sie nur unter der Voraussetzung, dass anderenfalls ernsthaft zu befürchten ist, dass 
die Schweiz bei der nächsten Länderüberprüfung eine ungenügende Gesamtnote erhält. In Bezug auf die Über-
gangsregelung beantragen die Grünliberalen, dass geprüft wird, ob das Global Forum eine weniger einschnei-
dende Regelung, wie sie in Singapur und den USA besteht, als ausreichend erachten würde. Gegebenenfalls ist 
ein analoges Vorgehen in der Schweiz vorzusehen. 
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Sollte der Bundesrat am vorgeschlagenen Vorgehen festhalten, beantragen die Grünliberalen, dass die Meldefrist 
auf vier Jahre verlängert wird und die Gesellschaft verpflichtet wird, die ihr bekannten, aber noch nicht gesetzes-
konform identifizierten Inhaberaktionäre über die Meldefrist zu informieren. 
 
 
Aufsicht über Aktiengesellschaften und Kommanditaktiengesellschaften 
Eine weitere Empfehlung des Global Forums verlangt eine wirksame Aufsicht über Aktiengesellschaften und 
Kommanditaktiengesellschaften, d.h. ein griffiges Sanktionssystem für den Fall von Pflichtverletzungen sowie 
Kontrollen der gesellschaftsrechtlich zu führenden Verzeichnisse. Zu diesem Zweck schlägt der Bundesrat drei 
Massnahmen vor: (i) Ein Sanktionssystem für den Fall von Pflichtverletzungen, insbesondere Strafbestimmun-
gen, (ii) die Pflicht der Gesellschaft, über ein Konto bei einer schweizerischen Bank zu verfügen, sowie (iii) das 
Recht von Behörden und Finanzintermediären zur Einsicht in die gesellschaftsrechtlich zu führenden Verzeich-
nisse, soweit die der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben dient. 
 
Es ist problematisch, dass Inhaberaktionäre kriminalisiert werden sollen, die es unterlassen, der Gesellschaft 
eine Änderung des Vor- oder Nachnamens oder der Adresse der wirtschaftlich berechtigten Person zu melden. 
Den meisten Inhaberaktionären dürfte diese Pflicht nicht bekannt sein bzw. sie dürfte häufig vergessen gehen, 
ohne dass dahinter eine kriminelle Absicht zu vermuten wäre. Zwar soll gemäss Vorlage nur Vorsatz und nicht 
Fahrlässigkeit bestraft werden. Bei einem Unterlassungsdelikt ist jedoch unklar, wie diese Unterscheidung in der 
Praxis getroffen werden soll. Die Grünliberalen sind daher mit dem Sanktionssystem nur einverstanden, wenn 
keine milderen Massnahmen möglich sind. Sie stimmen aber dem Bundesrat darin zu, dass die strafrechtlichen 
Sanktionen den Alternativen vorzuziehen sind, die im Erläuternden Bericht erwähnt werden (u.a. Schaffung eines 
elektronischen Zentralregisters / Pflicht der Gesellschaft, die Verzeichnisse der Steuererklärung beizulegen; vgl. 
Erläuternder Bericht, Ziff. 2.2.2.3). Sollte der Bundesrat an den strafrechtlichen Sanktionen festhalten, ist der 
Maximalbetrag der Busse bei Ersttätern zu begrenzen. Höhere Bussen sind für Wiederholungstäter vorzusehen. 
 
Die Pflicht der Gesellschaft, über ein Konto bei einer schweizerischen Bank zu verfügen, dürfte für die meisten 
Gesellschaften unproblematisch sein, da sie diese Pflicht ohnehin bereits erfüllen. Es ist jedoch darauf zu achten, 
dass die Pflicht auf diejenigen natürlichen und juristischen Personen beschränkt ist, die aus Sicht der Amtshilfe 
in Steuersachen relevant sind. Die vorgeschlagene Regelung (Art. 958g VE-OR) geht darüber hinaus, indem sie 
alle juristische Personen erfasst und damit auch nicht im Handelsregister eingetragene Vereine. Nicht jeder Ver-
ein benötigt jedoch ein Vereinskonto und sollte auch nicht vom Gesetz dazu gezwungen werden, ein Konto zu 
eröffnen. Die Regelung ist daher auf das nötige Mass zu beschränken. 
 
Die Grünliberalen sind mit dem Sanktionssystem für den Fall von Pflichtverletzungen nur einverstanden, wenn 
keine milderen Massnahmen möglich sind, um eine genügende Bewertung durch das Global Forum zu erreichen. 
Problematisch ist insbesondere die Kriminalisierung von unterlassenen (Änderungs-)Meldungen bezüglich der 
wirtschaftlich berechtigten Person. Sollte der Bundesrat an den strafrechtlichen Sanktionen festhalten, ist der 
Maximalbetrag der Busse bei Ersttätern zu begrenzen. Höhere Bussen sind für Wiederholungstäter vorzusehen. 
 
Die Pflicht der Gesellschaft, über ein Konto bei einer schweizerischen Bank zu verfügen, ist auf diejenigen natür-
lichen und juristischen Personen zu beschränken, die aus Sicht der Amtshilfe in Steuersachen relevant sind. 
Nicht im Handelsregister eingetragene Vereine sind von der Pflicht auszunehmen. 
 
Die Grünliberalen sind einverstanden, dass Behörden und Finanzintermediären Einsicht in die gesellschaftsrecht-
lich zu führenden Verzeichnisse nehmen dürfen, soweit dies der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben dient. 
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Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen und Vorschläge. 
Bei Fragen dazu stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unsere zuständigen Fraktionsmitglieder, Nationalrä-
tin Kathrin Bertschy und Nationalrat Beat Flach, gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 


                    
 
Jürg Grossen Ahmet Kut 
Parteipräsident Geschäftsführer der Bundeshausfraktion 
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Stellungnahme der SBVg zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die 


Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir beziehen uns auf die am 17. Januar 2018 eröffnete Vernehmlassung zur Umsetzung der 


Empfehlungen des Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purpo-


ses (Global Forum) im Bericht zur Phase 2 der Schweiz. 
 


Wir bedanken uns bestens für die Konsultation in dieser für die Finanzbranche wichtigen Angele-


genheit. Gerne nehmen wir die Gelegenheit zur Stellungnahme wahr und unterbreiten Ihnen 


nachfolgend unsere Anliegen. 


 


Unsere wichtigsten Anliegen lauten wie folgt:  


 


 Wir teilen im Grundsatz die Einschätzung, dass die Empfehlungen des Global Forums 


durch die Schweiz umgesetzt werden müssen und begrüssen deshalb die Initiative des 


Eidgenössischen Finanzdepartements ausdrücklich.   


 Bei der Umsetzung sollte aber die Schaffung eines öffentlichen Registers im Zentrum 


stehen. Damit würde man sich an einem im umliegenden Ausland bewährten Umset-


zungsmodell orientieren. Die Chancen, dass eine solche Umsetzung der Empfehlun-


gen des Global Forum international auch anerkannt werden wird, dürften deutlich höher 
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sein, als bei der in der Vernehmlassung vorgeschlagenen „exotischen“ Variante.  


 Die vorgesehene Kontopflicht ist, wie noch zu zeigen sein wird, weder nötig noch hin-


reichend und steht in direktem Konflikt mit der verfassungsmässig geschützten Wirt-


schaftsfreiheit, insbesondere der Vertragsfreiheit. Eine wie auch immer geartete Kon-


topflicht darf keinesfalls dazu führen, dass indirekt ein „faktisches Recht auf 


Kontoeröffnung“ bzw. ein Kontrahierungszwang für die Banken geschaffen wird. Die 


Banken würden sonst unauflöslichen Zielkonflikten zu den bereits geltenden Aufsichts-


pflichten im Bereich Geldwäschereigesetzgebung und Risikomanagement ausgesetzt.  


 Das vorgeschlagene Regime für Inhaberaktien ist praxisfern und überzeugt nicht. Für 


die Banken würde dieses unnötigen bürokratischen Aufwand generieren, ohne erkenn-


baren Mehrwert. Inhaberaktien sollten deshalb vollumfänglich abgeschafft werden.   


 Die aktuell gültigen Regeln zur Steueramtshilfe leisten einen wesentlichen und not-


wendigen Beitrag zur Rechtssicherheit. Die im Rahmen dieser Vernehmlassung vorge-


schlagenen Anpassungen sind jedoch zu einseitig zu Lasten der Rechte der Betroffe-


nen formuliert, insbesondere das von der Verfassung gewährte Recht auf Akteneinsicht 


würde erheblich eingeschränkt, was abzulehnen ist.  


 


I. Allgemeine Anmerkungen 


 


1. Wie bereits eingangs festgehalten, begrüssen wir den gesetzgeberischen Vorstoss zur Schaf-


fung von mehr Transparenz juristischer Personen und teilen im Grundsatz die Einschätzung, 


dass die Empfehlungen des Global Forums durch die Schweiz umgesetzt werden müssen. 


2. Statt einer komplizierten und wie dem Erläuterungsbericht zu entnehmen ist einzig von Indien  


ähnlich konzipierten Umsetzung der Erfassung der wirtschaftlich Berechtigten durch die Un-


ternehmen (unter indirekter Kontrolle der Banken), wäre vielmehr die Schaffung eines öffentli-


chen und frei zugänglichen Registers anzustreben. Das hätte einerseits den Vorteil, dass man 


damit ein bereits im Ausland erfolgreich eingeführtes Konzept aufgreift, welches bei künftigen 


Länderprüfungen bestimmt von einem hohen Wiedererkennungseffekt profitieren würde. An-


derseits würde damit diese ihrem Wesen nach staatliche Aufgabe auch vom Staat wahrge-


nommen, was – insbesondere auch mit Blick auf die Kosten - nur sachgerecht ist.  


3. Das Gesetz erweitert faktisch die Pflichten aus der VSB/GwV-FINMA, welche bislang keine 


Pflicht der Bank vorsehen, die Verzeichnisse zu überprüfen. Die Sorgfaltspflichten werden mit 


dieser Bestimmung enorm erweitert, obwohl es deutlich wirksamere Alternativen gibt. Bereits 


seit Umsetzung der letzten GwG/VSB-Revision per 1. Januar 2016 besteht ein Bedürfnis der 


Finanzinstitute nach einem Zentralregister, welches den Zugriff auf Angaben zu wirtschaftlich 


Berechtigten an Unternehmen (Kontrollinhaber), vergleichbar der Funktionalität der Handels-


register, ermöglicht. Es ist weder sinnvoll noch effizient, dass jede Bank individuell diese An-


gaben bei den Kunden einholt. Ausserdem ist davon auszugehen, dass die Akzeptanz der 


Unternehmen für die Deklaration von Kontrollinhabern gegenüber einem öffentlichen Ver-
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zeichnis (z.B. dem Handelsregister) deutlich höher sein wird als gegenüber privatrechtlich or-


ganisierten Finanzintermediären. Auch die Datenqualität würde durch ein Zentralregister er-


höht und den Interessen der FATF und dem Global Forum würde Rechnung getragen. Auch 


im Sinne eines Level Playing Field ist daher in der Schweiz davon abzusehen, den Banken 


diese Kontrollpflicht aufzuerlegen. 


Schliesslich äussert sich das Gesetz nicht zu den Folgen für den Fall, dass eine Bank fest-


stellt, dass die Gesellschaftsverzeichnisse unzutreffend sind. Darf die Bank in diesem Fall die 


Gesellschaft ablehnen? Handelt es sich um eine Vortat zur Geldwäscherei, welche zu einer 


Meldung an die MROS führen würde? Müsste die Bank anderweitig eine Meldung erstatten? 


Falls die Bank nur die Bankbeziehung auflösen würde bzw. müsste, wäre diese Bestimmung 


folgenlos, da weder Aktionäre noch Gläubiger noch irgendeine Behörde von der Nichteinhal-


tung der Pflicht ein Bankkonto zu führen informiert würden. Damit wäre diese Bestimmung ei-


ne grosse Bürde für die Banken, ohne dass damit die angestrebten Ziele erreicht würden.  


4. Das aktuelle und auch das vorgeschlagene Regime der Inhaberaktien befriedigt nicht. Es 


generiert unnötig grossen Aufwand ohne dass ein entsprechender Nutzen gegenüber steht. 


Es sei an dieser Stelle deshalb darauf hingewiesen, dass die Bankenbranche vom Grundsatz 


her, bereits seit Jahren, eine umfassende Abschaffung der Inhaberaktien fordert. Die Inha-


beraktie gleicht in Ihrer Ausgestaltung immer mehr der Namenaktie und mit der vorliegenden 


Revision verschwimmen die Unterschiede noch zusätzlich. Gleichzeitig kreiert die vorge-


schlagene Lösung noch weitere Unklarheiten in der Praxis. Es ist z.B. nicht geklärt, wie eine 


Depotbank sicherstellen soll, dass bei ihr keine ungültigen Inhaberaktien eingeliefert werden. 


Unklar ist ferner wer die Inhaberaktie vernichtet und was die Bank mit physisch hinterlegten 


Aktien manchen muss. Vor diesem Hintergrund würden wir anregen, die konsequente Ab-


schaffung der Inhaberaktie ernsthaft in Erwägung zu ziehen, da ihre rechtliche Behandlung 


sich praktisch ohnehin kaum mehr von der Namenaktie unterscheidet und sie letztlich nur zu-


sätzliche Unsicherheiten und Aufwand generiert. 


5. Neu wird den Finanzintermediären ein Einsichtsrecht in die diversen Aktienbücher, Verzeich-


nisse und Anteilbücher gewährt. Mit dieser Massnahme soll für die Finanzintermediäre eine 


Kontrollmöglichkeit geschaffen werden, womit sie prüfen können, ob die entsprechenden Ge-


sellschaften ihre Verzeichnisse ordnungsgemäss führen. Zusammen mit der Kontoführungs-


pflicht für Unternehmungen soll damit flächendeckend sichergestellt werden, dass letztere ih-


re Pflichten in Bezug auf die Führung ihrer Aktienbücher oder Verzeichnisse einhalten.  Bei 


einem derartigen Massnahmenvorbehalt zugunsten der Finanzintermediäre besteht insbe-


sondere gemäss dem erläuternden Bericht die Gefahr, dass diese grundsätzliche Möglichkeit 


zur Einsichtnahme trotz Ausgestaltung als „Kann“-Vorschrift zu einer selbständigen Hand-


lungspflicht ausgeweitet wird. Mit anderen Worten wird damit für die Finanzintermediäre fak-


tisch nicht nur ein Recht, sondern eine Pflicht eingeführt, die aber völlig jenseits der eigentli-


chen Aufgabe der Finanzintermediäre steht und eindeutig eine staatliche Aufgabe darstellt. Im 


Wesentlichen wird hier für eine staatliche Aufgabe zunächst eine gesellschaftsrechtliche 


Pflicht der Unternehmungen geschaffen, welche sodann zwecks Kontrolle auf die Finanzin-


termediäre überwälzt wird.  
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Vor diesem Hintergrund ist das in den angegebenen Artikeln vorgeschlagene Einsichtsrecht, 


das in der Praxis eigentlich eine Einsichtspflicht sein wird, ersatzlos zu streichen. Nach dem 


unter I Ziff. 2 Gesagten ist ein solches Einsichtsrecht auch gar nicht nötig. Stehen nämlich die 


nötigen Informationen in einem frei zugänglichen öffentlichen Register, erübrigt sich auch ein 


exklusives Einsichtsrecht für Finanzintermediäre. 


 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 


 


II.1 Obligationenrecht (OR) 


 


1. Generell 


 


Es sind unseres Erachtens keine Gründe ersichtlich, welche zwingend für die Beibehaltung der 


Inhaberaktie sprechen würden. Die Beibehaltung hätte nur zusätzliche Bürokratie zur Folge. Da-


her sollte die Inhaberaktie vollständig abgeschafft werden. 


 


Demzufolge ist Art. 622 Abs. 1 neu wie folgt zu formulieren (Streichungen gegenüber der gegen-


wärtig in Kraft stehenden Fassung): 


 


Antrag:  


„1 Die Aktien lauten auf den Namen oder auf den Inhaber. Als Bucheffekten im Sinne des Buchef-


fektengesetzes vom 3. Oktober 2008 ausgegebene Aktien werden aktienrechtlich entweder als 


Namen- oder Inhaberaktien ausgestaltet.“ 


 


Art. 622 Abs. 2 und 3 sind folglich aufzuheben. Der neu vorgeschlagene Abs. 2bis wäre durch die 


konsequente Aufhebung der Inhaberaktie ebenfalls entbehrlich und folglich nicht aufzunehmen. 


Konsequenterweise müsste der Begriff der „Inhaberaktie“ auch in Abs. 2ter gestrichen werden.  


 


Zur Verdeutlichung, dass auch Inhaber-Partizipationsscheine von der Abschaffung betroffen sind 


(vgl. Art. 656a Abs. 2 OR), wäre u.E. ein entsprechender Hinweis in den Materialien hilfreich. 


 


Falls die Inhaberaktie nicht konsequent abgeschafft werden sollte, müsste beachtet werden, dass 


nicht nur Aktien kotierter Gesellschaften Bucheffekten sind. Daher sollte, um Probleme in der 


Praxis vorzubeugen, Art. 622 Abs. 2ter OR wie folgt ergänzt werden: 


 


Antrag:  


"2ter Als Bucheffekten im Sinne des Bucheffektengesetzes vom 3. Oktober 2008 ausgegebene 


Aktien werden aktienrechtlich entweder als Namen- oder, sofern sie börsenkotiert sind, als Inha-


beraktien ausgestaltet." 
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2. Zu Art. 697i ff. OR 


 


Mit dieser neuen im Jahre 2013 eingeführten Meldepflicht von Art. 697i OR war vorgesehen,  


dass die Meldepflicht nicht bestehe, wenn die Inhaberaktien als Bucheffekten ausgestaltet sind 


(Art. 697i Abs. 4 OR). Die Überlegung war damals, dass in einem solchen Fall über die Verwahr-


kette die Identität des Aktionärs in Erfahrung gebracht werden kann, was gleichzeitig dazu führte, 


dass in Art. 23a BEG eine entsprechende Pflicht der Zentralverwahrerin (SIX) eingeführt wurde, 


die nachgelagerten Verwahrstellen zur Weiterleitung der Informationen auf Anfrage zu verpflich-


ten. Dieselbe Überlegung galt für Art. 697j Abs. 3 OR i.Z.m. der Meldung des wirtschaftlich Be-


rechtigten (über 25%). Dies ergibt sich insbesondere aus der damaligen Botschaft (vgl. BBl 2013 


605 ff., insb. 694 f.).  


 


In der Praxis hat die Auslegung dieser Bestimmungen regelmässig Schwierigkeiten bereitet. Mit 


dem neuen Gesetzesentwurf würde die Inhaberaktie für nicht börsenkotierte Gesellschaft ersatz-


los abgeschafft. Sollte nicht wie in dieser Stellungnahme vorgeschlagen, ein öffentliches Register 


geschaffen werden, soll die Information der Behörden neu dadurch sichergestellt werden, dass 


diese in das Aktienbuch Einsicht nehmen kann (Art. 686 Abs. 6 E-OR).  


 


Da dieser neue Mechanismus das Meldesystem für Inhaberaktien gänzlich hinfällig macht, sind 


im Fall der Abschaffung der Inhaberaktie nicht nur (wie im Gesetzesentwurf vorgesehen) Art. 697i 


und Art. 697k OR zu streichen, sondern konsequenterweise darüber hinaus auch Art. 697j Abs. 3 


OR und Art 23a BEG. 


 


3. Zu Art. 731b Abs. 1 Ziff. 4 OR 


 


Angesichts der potentiell weitreichenden Rechtsfolgen bei „nicht rechtmässiger“ Führung der 


Verzeichnisse sollte der Begriff der „nicht rechtmässigen“ Registerführung präzisiert werden. Dies 


kann u.E. auch anhand entsprechender Erläuterungen in den Materialien geschehen. 


 


Allenfalls könnte die Klagebefugnis auf weitere Fälle von Organisationsmängeln ausgedehnt wer-


den, insbesondere bei mangelnder Umsetzung der Aufhebung der Inhaberaktien (siehe Kommen-


tar zu den Übergangsbestimmungen). 


 


4. Zu Art. 958g OR 


 


4.1. Konto- und Überwachungspflicht weder sinnvoll noch nötig 


 


Die Verpflichtung von Unternehmen, für eine bestimmte Person ein Bankkonto führen zu müssen, 


widerspricht vorab zahlreichen anderweitigen gesetzlichen Pflichten der Banken. Diese sind z.B. 


nach bankenaufsichtsrechtlichem Risikomanagement und nach den Regeln des GwG verpflichtet, 


in bestimmten Fällen eine Kundenbeziehung zu bestimmten Personen gar nicht zu eröffnen oder 


nachträglich wieder aufzuheben.  
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Darüber hinaus stellt eine solche „Kontopflicht“ aber ganz generell einen unverhältnismässigen 


Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit der Unternehmen und in die privatrechtliche Vertragsfreiheit der 


Banken dar. Die Einführung eines solchen „Pflichtkontos“ würde im Ergebnis dazu führen, dass 


ein Unternehmen, welches keine Schweizer Bank findet, die bereit ist eine Kundenbeziehung 


einzugehen, aus dem Markt verdrängt würde oder – was noch problematischer wäre - Banken die 


Eröffnung einer Kundenbeziehung mit Unternehmen nicht mehr verweigern könnten, also ein 


faktisches Recht auf Kontoeröffnung geschaffen würde. Jedes Unternehmen ist aber grundsätz-


lich frei, wie es seine finanziellen Angelegenheiten ordnen möchte, ob es allenfalls alle Kontobe-


ziehungen im Ausland führen will oder eine der neuen Technologien (z.B. Blockchain) für seinen 


Zahlungsverkehr nutzen will. Insofern ist die genannte Verpflichtung, ein Konto bei einer Bank zu 


führen, auch nicht technologieneutral. 


 


Letztlich zielt die Bestimmung darauf ab, staatliche Überwachungsfunktionen entschädigungslos 


auf private Rechtssubjekte zu übertragen. Dies ist abzulehnen, zumal es hier um privatrechtliche 


Pflichten privater Rechtssubjekte geht.  


 


Gestützt auf eine solche Kontopflicht hätten die Banken weitgehende Pflichten zur indirekten 


Kontrolle der Melde- und Verzeichnisführungspflichten. Sie könnten diese gegenüber den konto-


eröffnenden Unternehmen jedoch gar nicht durchsetzen, was in der Praxis zu unauflösbaren Kon-


flikten führen würde. Gestützt auf die uneingeschränkte Kontopflicht wäre sogar fraglich, ob eine 


Bank in solchen Fällen die Kontobeziehung zu einem Unternehmen überhaupt nachträglich auflö-


sen könnte. Die durch die geplante Kontopflicht der Banken beabsichtigte indirekte Kontrolle ist 


somit untauglich und führt zu mehr Problemen und unauflösbaren Konflikten für die Finanzinter-


mediäre. Geeigneter sind vielmehr, und wenn überhaupt, die neu vorgesehenen strafrechtlichen 


Normen (vgl. unten Abschnitt II.2). Mit diesen kann die Einhaltung der zivilrechtlichen Pflichten 


nach Art. 697i und 697j OR sowie derjenigen der Gesellschaft nach Art. 697l OR (vgl. dazu auch 


die Parallelnormen für die GmbH etc.) ohne eine Delegation an private Rechtssubjekte sicherge-


stellt werden. Dazu braucht es keine Kontopflicht. 


 


4.2. Handelsregister und Revisionsstelle sind besser geeignet 


 


Selbst wenn von einer konsequenten Einführung eines öffentlichen Registers abgesehen würde, 


wäre nach unserer Beurteilung die zusätzliche Kontrolle auf Stufe der Handelsregister bzw. Revi-


sionsstelle anzusiedeln. Dies würde die KMU von einer eigenen Registerführung entlasten, wel-


che neu massiv umfangreicher wäre als der bisher gesetzlich geforderte und in der Praxis be-


währte Rahmen. Die Schweiz als „Land der KMU“ (98% aller Schweizer Unternehmen haben 


weniger als 10 Mitarbeitende) muss sorgfältig darauf achten, diesen für die Schweizer Volkswirt-


schaft äusserst wertvollen „Mikrokosmos“ nicht unnötigerweise mit umfassenden Register- und 


Meldepflichten zu belasten und damit dessen Existenz zu gefährden. Für den Einsatz der Han-


delsregister spricht auch die dadurch erreichte Gleichstellung mit der GmbH. Für grössere, nicht 


kotierte Unternehmen (AG oder GmbH) könnte die Regel eingeführt werden, mittels Opting out-


Erklärung die Register selbst zu führen. Der Verkehr zwischen Handelsregister und Gesellschaft 


müsste mit Blick auf die Bedürfnisse von KMU sachlogisch richtig vom Prinzip eines vernünftigen 
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Ermessensspielraums geprägt sein. Dies würde bedeuten, dass z.B. mit Bezug auf das Recht 


des Handelsregisters, mangels Umwandlung eine Rückweisung zu verfügen, „Kann“-Vorschriften 


festgelegt werden.  


 


Die Bestätigung über ein ordnungsgemäss geführtes Register inklusive Nachweis der wirtschaft-


lich Berechtigten wäre der Revisionsstelle zu übertragen.  


 


Eine Lösung gemäss oben skizziertem Mechanismus würde auch der im internationalen Bereich 


vorherrschenden Funktionszuteilung entsprechen. Wie im Erläuterungsbericht ausgeführt wird, 


führt in rund der Hälfte der europäischen Staaten das Handelsregisteramt ein Verzeichnis über 


das Aktionariat der Gesellschaften (vgl. Erläuternder Bericht, S. 11). Zu den am Ende des ent-


sprechenden Abschnitts erwähnten hohen Kosten ist anzumerken, dass dieses Problem selbst-


verständlich nicht damit „gelöst“ werden kann, dass diese Kosten einfach auf die Privatwirtschaft 


überwälzt werden.  


 


Eine Kontoführungspflicht ist demgegenüber auch im internationalen Vergleich weitestgehend 


unbekannt. Einzig Indien scheint ein ähnliches Modell zu kennen (vgl. Erläuternder Bericht, S. 18). 


Gerade die Rechtsordnung Indiens folgt aber in mancherlei Hinsicht ganz andern Regeln als den 


in Kontinentaleuropa etablierten und bewährten Regeln. Dies verbietet die punktuelle Übernahme 


einzelner „exotischer“ Regeln wie einer „Kontopflicht“.  


 


Antrag:  


Art. 958g OR ist demzufolge ersatzlos zu streichen.  


 


5. Zu Art. 2 -4 ÜBest OR 


 


Die Umwandlung von Inhaberaktien in Namenaktien von Gesetzes wegen unmittelbar bei Inkraft-


treten des Gesetzes erachten wir als nicht notwendigen und entsprechend unverhältnismässigen 


Eingriff in die Organisationsautonomie der Unternehmen. Ferner ist auch davon auszugehen, 


dass zahlreiche Unternehmen (insb. im KMU-Bereich) die automatische Umwandlung gar nicht 


bemerken würden, wodurch eine Kluft zwischen den rechtlichen Fakten und der gelebten Realität 


geschaffen wird.  


 


Den Aktiengesellschaften sollte folglich eine angemessene Übergangsfrist von 2 – 3 Jahren ge-


währt werden, um ihre Organisation an die neuen Bestimmungen anzupassen. Einige Unterneh-


men werden sich wohl dafür entscheiden, die Rechtsform zu wechseln. Bei Gesellschaften, wel-


che nach Ablauf dieser Frist die erforderlichen Anpassungen nicht vorgenommen haben, könnte 


eine Registersperre, wie sie ähnlich in Art. 4 Abs. 2 ÜBest OR des Entwurfs vorgesehen ist, zur 


Anwendung kommen (wobei u.E. jede Änderung abgelehnt werden sollte, um das Instrument 


griffiger zu machen). Denkbar wäre auch eine Ausweitung der Klagebefugnis des Handelsregis-


terführers gem. Art. 731b OR auf diese Sachverhalte. 
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Demzufolge ist Art. 2 und Art 3 ÜBest OR zu streichen. Art. 4 ÜBest OR wird entsprechend zu Art. 


2 ÜBest OR und ist neu wie folgt zu formulieren: 


 


Antrag:  


„1 Die Gesellschaften, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung vom … im Handelsregis-


ter eingetragen sind und deren Statuten dem neuen Recht nicht entsprechen, müssen diese bis 


spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten des neuen Rechts an dieses anpassen. 


 
2 Nach Ablauf der Frist gemäss Abs. 1 weist das Handelsregister jede Anmeldung zur Eintragung 


einer Änderung in das Handelsregister zurück, solange diese Anpassung nicht vorgenommen 


worden ist.  


 
3 Nach Ablauf der Frist gemäss Abs. 1 können beim Gericht gemäss Art. 731b Abs. 1 Ziff. 5 OR 


die erforderlichen Massnahmen beantragt werden.“ 


 


II.2 Strafgesetzbuch (StGB) 


 


Strafrecht muss immer ultimo ratio bleiben und es sind, insbesondere an die Verhältnismässigkeit, 


besonders hohe Anforderungen zu stellen.  Die neuen Strafnormen sind deshalb sorgfältig da-


raufhin zu prüfen, ob sie erforderlich und angemessen sind.  


 


1. Zu Art. 327 StGB  


 


Die Meldepflichten von Art. 697j Abs. 1 und 790a Absatz 1 OR gemäss Art. 327 Bst. a StGB mit 


einer Strafandrohung zu versehen ist ein grundsätzlich verständliches Anliegen, da die bisher 


vorgesehenen zivilrechtlichen Sanktionen gemäss Art. 697m und 790a OR offensichtlich nicht die 


ausreichende Wirkung gezeigt haben.  


 


Wir erachten es jedoch als zu weitgehend, das Versäumnis, Änderungen an der Adresse des 


wirtschaftlich Berechtigten zu melden (Art. 327 Bst. b StGB), unter Strafe zu stellen. Wir empfeh-


len deshalb dieses entsprechend zu streichen. Dies nicht zuletzt auch mit Blick auf die Risiken für 


KMU. 


 


2. Zu Art. 327a StGB 


 


Die Pflicht zur Führung der jeweiligen Verzeichnisse mit einer Strafandrohung zu versehen, ist im 


Grundsatz verständlich. Andernfalls bliebe ein Verstoss gegen die Regelung praktisch ohne Kon-


sequenzen. Die Strafandrohung wird dazu führen, dass diese Pflicht flächendeckend eingehalten 


wird.  
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3. Folgerungen 


 


Auch mit Blick auf diese aus unserer Sicht im Grundsatz sinnvollen Strafnormen ist es weder 


notwendig noch sinnvoll, den Banken mit der Kontopflicht eine indirekte Kontrolle der Melde- oder 


Verzeichnisführungspflichten aufzuerlegen (vgl. oben Abschnitt II.4.1).  


 


II.3 Steueramtshilfegesetz (StAHiG) 


 


1. Allgemeine Bemerkungen 


 


Gerne verweisen wir an dieser Stelle auf unsere Stellungnahme vom 25. November 2015 zur 


Vernehmlassung  „Änderung des Steueramtshilfegesetzes (gestohlene Daten)“. Die dort festge-


haltenen Überlegungen sind nach wie vor gültig.  


 


Ausserdem sei an dieser Stelle nochmals darauf hingewiesen, dass die aktuell gültigen Regeln 


zur Steueramtshilfe einen wesentlichen und notwendigen Beitrag zur Rechtssicherheit in diesem 


Bereich leisten und nicht grundsätzlich zur Diskussion gestellt werden sollen. 


 


2. Zu Art. 15 Abs. 3 StAHiG 


 


Die neu vorgeschlagenen Regeln zur Steueramtshilfe würden allerdings einen bedeutenden 


Rückschritt in Bezug auf die Rechte der Betroffenen darstellen. Insbesondere die Tatsache, dass 


der anfragende Staat die Einsicht in sein Amtshilfeersuchen verweigern könnte, stellt eine ein-


schneidende Schwächung des Rechtsschutzes der Betroffenen dar - das verfassungsmässige 


Recht auf Akteneinsicht wird damit unseres Erachtens unzulässig eingeschränkt. Die betroffene 


Person ist die einzige Partei, welche die Leistung von Amtshilfe im Lichte des jeweils anwendba-


ren DBA genau beurteilen und einer richterlichen Prüfung zuführen kann. Zum Zwecke der um-


fassenden Überprüfung, ob (i) das Amtshilfeersuchen dem anwendbaren DBA entspricht und (ii) 


das Amtshilfeersuchen in der an die Informationsinhaberin gerichteten Editionsverfügung korrekt 


umgesetzt wird, muss die betroffene Person zwingend in das Ersuchen Einblick nehmen können. 


 


Für die Korrespondenz zwischen den Behörden gestaltet sich die Sachlage insofern wohl etwas 


anders, als diese von vornherein einen etwas informelleren Charakter hat und das öffentliche 


Geheimhaltungsinteresse grundsätzlich etwas höher zu bewerten ist. 


 


Nach dem Gesagten, möchten wir für Art. 15 Abs. 3 folgende Formulierungen vorschlagen: 


 


Antrag:  


„3 Einsicht in das Ersuchen und in die Korrespondenz mit der ausländischen Behörde gewährt die 


ESTV nur, wenn die ausländische Behörde damit einverstanden ist. Andernfalls informiert sie die 


beschwerdeberechtigten Personen über deren wesentliche Teile.“ 
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3. Zu Art. 18a StAHiG 


 


Die Systematik dieser Bestimmung ist aus unserer Sicht missglückt. Gerade im streng rechtlichen, 


vom Legalitätsprinzip geprägten Steueramtshilferecht müssen klare Begriffe verwendet und ein-


deutige Regeln statuiert werden. Dies ist im Entwurf leider nicht der Fall.   


 


Die Aufzählung „Personen, einschliesslich Verstorbener, Sondervermögen oder andere Rechts-


einheiten (Parteien)“ im Abs. 1 ist unklar und ausufernd. Wegen dem sehr breiten Feld der aufge-


zählten „Rechtseinheiten“ und der mangelnden Begriffsdefinition, fehlt letztlich jede sachliche 


Eingrenzung. Eine sachliche Eingrenzung muss allermindestens dahingehend stattfinden, dass 


die Rechtseinheit nach dem Recht des ersuchenden Staates Rechtspersönlichkeit aufweist.  


 


Der in Abs. 2 statuierte Grundsatz ist zwar im Kern richtig, bleibt aber ohne operationalisierbare 


Regelung im Raum stehen.  


 


Gestützt auf die gewählten Formulierungen in Abs. 1 und 2 könnte die ersuchende ausländische 


Behörde in jedem einzelnen Fall bloss behaupten, die fragliche „Rechtseinheit“ weise nach dem 


Recht des ersuchenden Staates Rechtspersönlichkeit auf und sei vertretungsfähig. Weder den 


Schweizer Behörden noch den betroffenen Schweizer Parteien ist es aber zumutbar, dies anstel-


le der ersuchenden Behörde abzuklären und darzutun. Je nach Rechtsordnung können z.B. die 


Verhältnisse durchaus unklar oder äusserst kompliziert sein. Demzufolge ist die Regelung dahin-


gehend zu präzisieren, dass der ersuchende Staat selbst im Ersuchen nachzuweisen hat, dass 


die betroffene „Rechtseinheit“ nach dem Recht des ersuchenden Staates sowohl Rechtspersön-


lichkeit aufweist als auch vertretungsberechtigt ist. 


 


Demzufolge sind Art. 18a Abs. 1 und 2 StAHiG mit einem zusätzlichen Abs. 3 wie folgt zu präzi-


sieren: 


 


Antrag:  


„3 Die ersuchende Behörde hat in ihrem Begehren nachzuweisen, dass die betroffene Rechtsein-


heit nach dem Recht des ersuchenden Staates sowohl Rechtspersönlichkeit im Sinne von Abs. 1 


aufweist als auch im Sinne von Abs. 2 vertretungsberechtigt ist. Ohne diese Nachweise ist auf 


das Begehren nicht einzutreten.“ 


 


Der aktuelle Abs. 3 des Entwurfes wird demzufolge neu zu Abs. 4.  


 


*** 


 


Abschliessend bedanken wir uns für die wohlwollende Prüfung unserer Kommentare und Anlie-


gen. 
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Für allfällige Rückfragen oder eine vertiefte Erörterung unserer Stellungnahme, auch im Rahmen 


einer Sitzung, stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 


 


Freundliche Grüsse 


Schweizerische Bankiervereinigung 


 


 


  


Rolf Brüggemann Andreas Barfuss 


Leiter Tax, Legal & Compliance und 


Regulatory 


Leiter Finanzmarktrecht 
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Vernehmlassungsantwort 


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Perso-


nen 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 


sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unterneh-


men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver-


band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie 


für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 


Der Schweizerische Gewerbeverband lehnt die Vorlage insgesamt ab. Sie verstösst gegen den Willen 


des Parlaments, sie ist unverhältnismässig und sie verletzt elementare Rechtsgüter. Der sgv verlangt 


vom vorbereitenden Departement den vollständigen Rückzug der Vorlage. Sie ist weder notwendig 


noch geboten. 


I. Allgemeines 


Generell ist zu hinterfragen a) warum die Vorlage so ausgefallen ist, b) warum sie zum jetzigen Zeit-


punkt erfolgt und c) warum sie mit derartiger Dringlichkeit behandelt wird. Der erläuternde Bericht un-


terlässt es vollständig, auch nur eine Kontextualisierung des bundesrätlichen Vorschlags vorzuneh-


men. 


Sodann diskutiert der gleiche Bericht zu wenig, welche Auswirkungen die Beurteilungen durch das 


«Global Forum» entfalten. Es wird zwar zugegeben, dass die Schweiz im Rahmen des «Peer Re-


views» von 2016 die Note «weitgehend konform» erhalten hat, doch es wird nicht gesagt, in welchem 


Verhältnis eine solche Note zur angeblich ungenügenden «teilweise konform» steht. 


Das ist insbesondere notwendig, weil der Bundesrat die Handlungslegitimation für diese Vorlage al-


leine und nur von der Tatsache ableitet, dass die Schweiz nicht «die Höchstnote» - so die Diktion des 


Berichts – erhalten hat. Es wäre in diesem Zusammenhang mehr als hilfreich, zu verstehen, was die 


Noten bedeuten, wie sie zustande kommen und worin der Unterschied liegt zwischen der genügenden 


Note, welche die Schweiz erhalten hatte, und der Höchstnote, die der Bundesrat will. 


Die Vorlage unterlässt ebenso, konkret und substantiiert, die Auswirkungen einer gesamthaft ungenü-


genden Note bzw. in Teilbereichen ungenügenden Note zu diskutieren. Die Vorlage vermischt (be-
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wusst) beide und zeichnet ein «worst case» Szenario in dem nahe gelegt wird, bereits ein «ungenü-


gend» in einem Teilaspekt führe zu verheerenden Auswirkungen. Weder das «wie» oder das «wa-


rum» dieser Auswirkungen werden argumentiert. Die empirische Erfahrung anderer Länder legen eher 


das Gegenteil nahe: Die Effekte einer «ungenügenden» Einstufung führen zu keinen signifikanten Än-


derungen in den massgeblichen makroökonomischen Indikatoren. 


Dieser Punkt verdient besonderer Aufmerksamkeit: Die Vorlage vermischt Empfehlungen zu Teilberei-


chen, in denen die Schweiz eine Note «teilweise konform» und «weitgehend konform» erhalten hat. 


Selbst wenn es Handlungsbedarf gäbe, gibt es keinen Handlungsbedarf in jenen Bereichen, in denen 


die Schweiz «weitgehend konform» ist; nach den Aussagen des erläuternden Berichtes ist diese 


Kennzeichnung eine «genügende Note». Das bedeutet automatisch, dass es keine Anpassungen der 


Modi betreffend «verstorbenen Personen» und «Vertraulichkeit des Ersuchens» braucht. Das ist ins-


besondere auch der Fall, weil der erläuternde Bericht keinerlei Überlegungen und Schätzungen zu 


den aus den diesbezüglich vorgeschlagenen Massnahmen kreierten Regulierungskosten anstellt.  


Es ist jedoch klar festzuhalten: Die Schweiz hat mit einer genügenden Note bestanden. Warum der 


Bundesrat nun der Meinung ist, eine genügende Note genüge nicht, ist mehr als schleierhaft. 


II. Abschaffung der Inhaberaktie 


Die Umsetzung der Vorschläge im Zusammenhang mit den Inhaberaktiengesellschaften sind aus ver-


fassungsrechtlichen Gründen abzulehnen: Sie verletzten die Unterscheidung zwischen öffentlichem 


und Privatrecht und sie führen zu einer de facto Enteignung, welche nicht abgegolten wird. 


In der parlamentarischen Beratung des vergangenen «Global-Forum»-Gesetzespakets im Jahr 2014 


war es ausdrücklicher Wille des Gesetzgebers, die Inhaberaktiengesellschaft als Unternehmensform 


beizubehalten. Dieser Wille ist genügende Male in den parlamentarischen Materialien zum Ausdruck 


gekommen. Darauf basierend wurde das Aktienrecht geändert und in der Folge haben sich verschie-


dene Inhaberaktiengesellschaften ihre Strukturen angepasst. Diese Anpassung verursachte vielen 


vier- und fünfstellige Anpassungskosten, in einigen Fällen sogar sechsstellige Summen. Die Unter-


nehmerinnen und Unternehmer haben diese Anpassungen in guten Treuen und Glauben erledigt. Nur 


wenige Monate später – kaum drei Jahre sind vergangen – will der Bundesrat entgegen allen Selbst-


bekundungen und dem parlamentarischen Auftrag die Inhaberaktiengesellschaften doch verbieten. 


Alle bereits getätigten Umstellungskosten nimmt der Bundesrat nicht einmal zur Kenntnis. Der erläu-


ternde Bericht geht mit keinem Wort darauf ein. Dieses Vorgehen ist unredlich und eines Rechtsstaa-


tes unwürdig. 


Die gewählte Massnahme lässt sich nicht einmal auf die Empfehlung des «Global Forums» zurückfüh-


ren. Dieses empfiehlt lediglich ein Meldesystem für die Identifikation von Inhaberaktionärinnen und -


aktionären; d.h. das «Global Forum» geht sogar von einem Weiterbestehen der Inhaberaktien aus und 


nicht von ihrer Abschaffung. Doch der Bundesrat geht nicht nur hier viel weiter als das «Global Fo-


rum» in seiner vermeintlichen Umsetzung der Empfehlung. Er enteignet sogar alle Inhaberaktienhal-


tenden, welche nicht innerhalb einer kurzen Frist von 18 Monaten die Aktien in Namensaktien umwan-


deln. Die Abschaffung der Inhaberaktie ist an sich schon unverhältnismässig, doch die Enteignung ist 


die krasseste Verletzung klarer verfassungsrechtlicher Grundlagen überhaupt. 


III. Weitere Themen 


Abzulehnen ist die Pflicht der Gesellschaft, über ein Konto bei einer schweizerischen Bank zu verfü-


gen. Das ist insbesondere stossend, weil rechtssystematisch die Vorschrift, die nur für Aktien und 


Kommanditgesellschaft gedacht ist, durch ihre Unterbringung unter die Rechnungslegung, für alle Ge-


sellschaften gelten soll. Klamm heimlich werden Regulierungen auf alle Firmen ausgedehnt, obwohl 


weder ein Mandat noch ein Bedürfnis dafür besteht. Zudem: Einerseits lässt der vom Global Forum 
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gewählte (oben zitierte) Wortlaut in den Länderberichten auch dauernde Beziehungen zu anderen Fi-


nanzintermediären zu, welche der GwG-Aufsicht unterstehen. Es wird nicht explizit eine Bankbezie-


hung gefordert. Entscheidend ist für das «Global Forum» offenbar eine Pflicht für Gesellschaften, eine 


dauernde Geschäftsbeziehung zu einem dem GwG unterstellten Finanzintermediären zu unterhalten. 


Eine ausdrückliche Pflicht zur Eröffnung eines Bankkontos verletzt sodann das Gebot der Technolo-


gieneutralität. Es müsste zulässig sein, nebst herkömmlichen Geschäftsbeziehungen, wie zum Bei-


spiel Bank-, Kredit- und Leasingbeziehungen, aus der Fintech- und Startup-Szene neu entstehende, 


dem GwG unterstellte finanzintermediärische Tätigkeiten als ausreichend anzusehen, sofern sie zu 


einer dauernden Beziehung zwischen Gesellschaften und Finanzintermediären führen. Unnötig ein-


schränkend wäre sodann die Vorgabe, dass das Konto bei einer inländischen Bank geführt werden 


müsse. Zumindest Banken, welche einer gleichwertigen GwG-Aufsicht unterstehen (und damit sicher 


Banken in den EU-Ländern und im Fürstentum Liechtenstein) müssten ebenfalls für solche dauernden 


Geschäftsbeziehungen in Frage kommen. 


Den Finanzintermediären ist kein Einsichtsrecht in die von den Gesellschaften zu führenden Register 


der Aktionäre und wirtschaftlich berechtigten Personen einzuräumen. Sie werden sonst zu Aufsehern 


von Gesellschaften, wozu sie weder verpflichtet noch in der Lage sind. Eventualiter muss ein solches 


Recht auch der FINMA und ausdrücklich den SRO eingeräumt werden, damit diese ihre Aufsicht aus-


üben können. 


Die Vorlage unterlässt insgesamt, die von ihr generierten Regulierungskosten abzuschätzen und dar-


zulegen. 


 


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Gewerbeverband sgv


 


  
Hans-Ulrich Bigler Henrique Schneider 


Direktor, Nationalrat stv. Direktor 
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Bern, 24. April 2018 
 
Stellungnahme zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum 
über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaus-
tausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Geschätzte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Zustellung der Vernehmlassungsunterlagen. 
Gerne nehmen wir zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum 
on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes (Global 
Forum) im Bericht zur Phase 2 der Schweiz Stellung. 


 
Die SP Schweiz begrüsst die vorgeschlagene Umsetzung der Empfehlun-
gen des Global Forum, die vor allem die Transparenz juristischer Perso-
nen betrifft. Die Schweiz stellt damit sicher, dass sie die internationalen 
Standards zum Informationsaustausch auf Ersuchen und zum automati-
schen Informationsaustausch (AIA) erfüllt. Die wichtigsten Massnahmen 
betreffen die formelle Abschaffung der Inhaberaktien sowie die Um-
wandlung der Inhaberaktien in Namenaktien (inklusive Übergangsbe-
stimmungen), die Einführung eines Sanktionssystems für den Fall von 
Pflichtverletzungen, die Pflicht zur Führung eines Kontos bei einer 
schweizerischen Bank (zur Überwachung der Einhaltung des Geldwä-
schereigesetzes) sowie das Einsichtsrecht in die gesellschaftsrechtlich zu 
führenden Verzeichnisse (um die Kontrolle der Transparenzvorschriften 
zu garantieren).  
 
Was die Transparenz juristischer Personen angeht, nimmt die Schweiz 
nun endlich auch die Umsetzung der entsprechenden Empfehlungen der 
Groupe d’action financière  (GAFI) vom Dezember 2016 an die Hand. 
Bereits im Länderbericht im Rahmen des Peer-Review-Prozesses des 
Global Forum vom Juni 2011 war die Schweiz aufgefordert worden, ei-
nen „Mechanismus einzuführen, der die Identifizierung der Eigentümer 
von Inhaberaktien ermöglicht, oder die Abschaffung der Inhaberaktie.“ 


Sozialdemokratische Partei 
der Schweiz 
 


Theaterplatz 4 
Postfach · 3001 Bern 
 


Telefon 031 329 69 69 
Telefax 031 329 69 70 
 
info@spschweiz.ch 
www.spschweiz.ch 



mailto:vernehmlassungen@sif.admin.ch





Die SP Schweiz hat immer wieder auf diese gravierende Lücke bezüglich 
der Transparenzvorschriften für den Schweizer Finanzplatzes hingewie-
sen und die Identifikation von Inhaberaktionären gefordert.1 Nun sieht 
der Bundesrat im vorlegenden Massnahmenpaket die formelle Abschaf-
fung der Inhaberaktien und die Umwandlung der Inhaberaktien in Na-
menaktien vor. Betroffen sind rund 60‘000 oder 30 Prozent der heute in 
der Schweiz bestehenden Aktiengesellschaften, die Inhaberaktien emit-
tiert haben. Die SP Schweiz begrüsst diese Massnahme ausdrücklich und 
unterstreicht die Feststellung, dass die Schweiz damit ein starkes Signal 
gegenüber dem Global Forum setzt und sich damit auf den gleichen 
Stand wie die anderen wichtigen Finanzplätze bring, die ebenfalls die 
Inhaberaktien abgeschafft haben, wie USA, UK, Singapur, Hong Kong, 
Insel Man, u.a.  
 
Auch mit den weiteren Massnahmen, dem Sanktionssystem für den Fall 
von Pflichtverletzungen (die Unter-Strafe-Stellung von Verletzungen der 
Meldepflicht von wirtschaftlich berechtigten Personen [Stufe Gesell-
schafter] und der gesellschaftsrechtlichen Pflichten zur Führung von 
Verzeichnissen [Stufe Gesellschaft]) sowie der Pflicht der Gesellschaft, 
über ein Konto bei einer schweizerischen Bank zu verfügen, damit sie in 
den Anwendungsbereich der Pflichten zur Geldwäschereibekämpfung 
gelangen, erklärt sich die SP Schweiz einverstanden. Das gilt insbesonde-
re auch für die Umsetzung der dritten Empfehlung des Global Forum, 
die neu vorsieht, dass schweizerische Zweigniederlassungen von Gesell-
schaften mit Hauptsitz im Ausland Zugriff auf Informationen über die 
Aktionäre bzw. Gesellschafter des Hauptsitzes im Ausland sowie die 
wirtschaftlich Berechtigten Personen haben müssen, und diese Informa-
tionen den Behörden und Finanzintermediäre weiterleiten, die von Ge-
setzes wegen Anspruch auf die Informationen haben. 
 
Als heikel stufen wir einzig die Einschränkung des im Aktieneinsichts-
recht verfassungsmässig garantierten Anspruchs auf rechtliches Gehör 
ein, um die Vorgaben des internationalen Standards zur Vertraulichkeit 
einzuhalten. Die Schweiz hat hier allerdings in unseren Augen eine 
pragmatische Lösung gefunden, indem sie das Einsichtsrecht gewähren 
kann, wenn die ausländische Behörde einverstanden ist. Andernfalls 
kann die ESTV die beschwerdeberechtigte Person wenigstens über den 
wesentlichen Inhalt des Ersuchens und der Korrespondenz informieren.  
 
Als problematisch stufen wir die Fristen in den Übergangsbestimmungen 
betreffend der in Umlauf befindlichen Inhaberaktien ein. Die Melde-
pflichten der Inhaberaktionäre, die 2015 eingeführt worden sind, sehen 
vor, dass die betroffenen Gesellschaften zwei Jahre Zeit zur Anpassung 


                       
1 Siehe z.B. 12.5359  Fragestunde. Frage Mehr Transparenz in Steuersachen. 
Forderungen des G-20-Gipfels von Los Cabos 
Oder auch: 16.3680  Interpellation   
Inhaberaktien. Wann kommen effiziente Rechtsvorschriften? 



https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20125359

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163680

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163680





der Statuten an das neue Recht haben und damit für die automatische 
Umwandlung der Inhaberaktien in Namenaktien. Diese Übergangsfrist 
ist allerdings nur eine Ordnungsfrist. Es sind also keine Sanktionen vor-
gesehen gegenüber Gesellschaften, die mit der Anpassung ihrer Statu-
ten in Verzug geraten. Der Bundesrat möchte nun in der gegenwärtigen 
Vorlage den Inhaberaktionären, die sich gegenüber ihren Gesellschaften 
noch nicht identifiziert haben, eine weitere Frist von 18 Monaten ge-
währen, um sich gegenüber der Gesellschaft endlich zu identifizieren. 
Wir erachten diese Frist als zu lange. Sie sollte auf maximal einen Drittel 
(6 Monate) verkürzt werden.  
 
Als ein Gebot der Stunde scheint uns auch eine Massnahme, die der 
Bundesrat in der vorliegenden Revision verworfen hat, nämlich die 
Schaffung eines elektronischen Zentralregisters der Inhaber von nicht 
börsenkotierten Namenaktien sowie der wirtschaftlich berechtigten 
Personen. Rund die Hälfte der europäischen Staaten (inklusive UK) ken-
nen solche Zentralregister. Der Bundesrat sollte die Einrichtung eines 
solchen Registers für die Schweiz umgehend an die Hand nehmen. 
 
Die SP Schweiz ist der Überzeugung, dass die Schweiz mit den in der 
Vorlage vorgeschlagenen Massnahmen sowie der Lösung in Bezug auf 
die Rechtshilfe bei gestohlenen Daten an Reputation gewinnen kann, 
was sich vorteilhaft auf die Schweizer Wirtschaft auswirken wird. Die 
Schweiz hat damit ihre Chancen verbessert, in den kommenden Länder-
prüfungen als standardkonform beurteilt zu werden und mögliche 
schädliche wirtschaftliche Gegenmassnahmen (schwarze Listen) verhin-
dern zu können. 
 
 
Wir danken Ihnen, geschätzte Damen und Herren, für die Berücksichti-
gung unserer Stellungnahme und verbleiben  


 


mit freundlichen Grüssen. 


 
Sozialdemokratische Partei 
der Schweiz 
 


   
Christian Levrat    Luciano Ferrari 
Präsident     Leiter Politische Abteilung 
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maeder@arbeitgeber.ch 


Eröffnung der Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die 


Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der 


Schweiz 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit E-Mail vom 17. Januar 2018 wurden wir zur Stellungnahme zum obengenannten Geschäft eingela-


den. Für die uns dazu gebotene Gelegenheit danken wir Ihnen bestens. 


Da diese Frage gemäss Arbeitsteilung mit economiesuisse – Verband der Schweizer Unternehmen – 


in dessen Zuständigkeitsbereich fällt, verzichten wir auf eine eigene Eingabe. 


Mit freundlichen Grüssen 


SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 


 
Prof. Dr. Roland A. Müller 


Direktor 


Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
Staatssekretariat für internationale Finanzfragen 


SIF 


Bundesgasse 3 


CH-3003 Bern 
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Bern, 26. April 2018 


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen 


und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz 


Vernehmlassung 


Sehr geehrter Herr Bundesrat,  


sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forums 


Stellung nehmen zu können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städtischen Ge-


meinden und Agglomerationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölkerung. 


Wir verzichten auf eine eigene Stellungnahme, verweisen aber auf diejenige der Städtischen Steuer-


konferenz vom 20. April 2018.  


 


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Städteverband 


Präsident Direktorin 


Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz 


Stadtpräsident Solothurn 


Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 





